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Ausgleich zwischen Kontrolle über das 

Finanzsystem und Innovationen errei­

chen. (XNA, 11.9.02)

Eine wichtige Rolle bei der Reali­

sierung des Ziels, ein internationales 

Finanzzentrum zu werden, wird die 

Shanghaier Börse spielen. Nach An­

gaben von Shen Chongying, Leiter 

der Regulierungsbehörde China Secur­

ities Regulatory Commission, Zweig­

stelle Shanghai, sollen mehr institutio­

nelle Investoren aktiv und der Anlei­

hemarkt gestärkt werden. Außerdem 

sollen neben neuen Finanzprodukten 

Terminmärkte für 01 und Aktienindi­

ces eingeführt werden.

Ende Juni d.J. waren an der Shanghai­

er Börse 675 Unternehmen notiert, vor 

10 Jahren wäre es erst 8 Unternehmen. 

Die Kapitalisierung erhöhte sich von 

3 Mrd. Yuan auf 3,1 Billionen Yuan. 

Dies war ein Anteil von 32% am chi­

nesischen BIP; die Shanghaier Börse 

rangiert auf Platz 13 der 200 größten 

Aktienbörsen weltweit. (XNA, 9.8.02) 

Nach Einschätzung ausländischer 

Analysten ist die Expansion des Fi­

nanzsektors als ein wichtiger Motor 

für den weiteren wirtschaftlichen Auf­

stieg der Stadt erforderlich. Im 10. 

Fünfjahresplan will die Stadt ein jähr­

liches Durchschnittswachstum von 9- 

11% erreichen, das wären 2-3% über 

dem nationalen Durchschnitt. Shang­

hais Entwicklung als internationales 

Finanzzentrum ist jedoch nach wie vor 

beschränkt durch die Teilkonvertibi­

lität der Währung, die eine direkte 

Konkurrenz zu Hongkong nicht er­

laubt. (FT, 3.8.02) -schü-

SVR Hongkong

30 Regierung legt Entwurf für 

umstrittenes Anti-Subver­

sions-Gesetz vor

Am 24. September hat die Hong­

konger Regierung der Öffentlichkeit 

ein lange erwartetes Konsultations­

papier mit Vorschlägen zur Um­

setzung von Artikel 23 des Basic 

Law, des Hongkonger Grundgeset­

zes, vorgelegt (Dokument im engli­

schen Wortlaut unter: www.info.gov. 

hk/sb/eng/report / index.html). Der

Artikel 23, den die chinesische Re­

gierung 1990 zehn Monate nach der 

Niederschlagung der Demokratiebe­

wegung im Juni 1989 aus Furcht vor 

einem künftigen Kontrollverlust in 

Hongkong sehr spät noch durchge­

setzt hatte, verlangt die Ausarbeitung 

eigenständiger Gesetze gegen Landes­

verrat, Abspaltung, Volksverhetzung 

und Subversion gegen die Zentrale 

Regierung der Volksrepublik. Durch 

Gesetze verboten werden sollen au­

ßerdem der Verrat von Staatsgeheim­

nissen sowie das Wirken ausländischer 

politischer Organisationen in der SVR 

bzw. der Anschluss an solche Organi­

sationen.

Nachdem die Umsetzung dieses kon­

troversen Artikels während der ers­

ten Amtszeit Tung Chee-hwas offen­

bar wegen der zu erwartenden Kri­

tik hinausgezögert worden war, hat 

der Regierungschef nun als eine der 

ersten Amtshandlungen seiner zwei­

ten Amtszeit den Entwurf für entspre­

chende Anti-Subversions-Gesetze vor­

gestellt. Dem Fahrplan der Regierung 

gemäß soll der vom Amt für Sicher­

heit autorisierte Entwurf drei Monate 

lang Gegenstand öffentlicher Konsul­

tationen sein - Kritiker sprechen hier 

von einer reinen Public-Relations-Ak­

tion, die zu keinen substanziellen Än­

derungen mehr führen dürfte. Anfang 

2003 soll der Entwurf dann der Legis­

lativversammlung zur Debatte vorge­

legt werden, um möglichst noch in der­

selben Legislativperiode, die im Juli 

2003 endet, verabschiedet zu werden.

Mit der Vorlage des Konsultationspa­

piers hat eine lange geführte öffentli­

che Debatte in Hongkong ihren vor­

läufigen Höhepunkt erreicht. Bereits 

während der vergangenen fünf Jah­

re seit der Rückgabe Hongkongs wur­

den mögliche Schreckensszenarien ei­

ner Implementation des Artikels 23 

in demokratischen Kreisen immer wie­

der beschworen, um auf die politi­

sche Gefahr drakonischer Kontrollin­

strumente in der Hand der Beijin­

ger Führung hinzuweisen. Angesichts 

des nun bekannt gemachten Entwur­

fes werden zahlreiche latente Befürch­

tungen akut. In der Tat gibt der Ent­

wurf, wenn er auch einen liberalen Te­

nor pflegt, einigen Grund zur Sorge, 

dass die ohnehin schrittweise erodie­

renden zivilen Rechte und demokra­

tischen Freiheiten in der SVR Hong­

kong in Zukunft empfindlich beschnit­

ten werden könnten.

Als Begründung für den Schritt stell­

te Regina Ip, Ministerin für Sicher­

heit, dar, dass Hongkong aus rechtli­

chen und moralischen Gründen in der 

Pflicht sei, Artikel 23 nach über fünf 

verstrichenen Jahren nun endlich um­

zusetzen. So würden alle Länder per 

Gesetz für den Schutz der nationalen 

Sicherheit sorgen - Hongkong aber bil­

de in dieser Hinsicht bisher einen Aus­

nahmefall, weil das nationale Recht 

der Volksrepublik China (das u.a. et­

wa die Todesstrafe vorsieht) gemäß 

des Prinzips „Ein Land, zwei Systeme“ 

nicht auf Hongkong anwendbar sei. 

Daher sei die SVR selbst dafür verant­

wortlich, eigenständige Gesetze zum 

Schutz der nationalen Sicherheit zu er­

lassen. Der Schutz der Sicherheit und 

der Souveränität der Volksrepublik sei 

darüber hinaus eine moralische Ver­

pflichtung für alle Hongkonger Bürger. 

Regierungschef Tung Chee-hwa beton­

te in einer offiziellen Stellungnahme 

am 24. September, dass der vorgeleg­

te Entwurf auf bisher in Hongkong 

gültigen Verordnungen und auf Prin­

zipien des Common Law basiere. Die 

Vorschläge seien mit dem Basic Law 

und den Menschenrechtsvereinbarun­

gen (u.a. den Internationalen Men­

schenrechtskonventionen) vollkommen 

konsistent und würden in keiner Wei­

se die bestehenden Menschenrechte 

und zivilen Freiheiten der Hongkon­

ger Bürger beeinträchtigen, die ja die 

tragenden Säulen für Hongkongs Er­

folg darstellten. Erarbeitet im ständi­

gen Vergleich mit entsprechenden Ge­

setzen in zahlreichen westlichen Län­

dern, seien die nun präsentierten Vor­

schläge „liberal und vernünftig“.

Der 76-seitige Gesetzentwurf benennt 

als übergreifendes Ziel das Verbot von 

Handlungen, die die Souveränität, ter­

ritoriale Integrität, Einheit und natio­

nale Sicherheit der Volksrepublik Chi­

na unterminieren. Konkret ist darin 

vorgesehen, Landesverrat, Abspaltung 

und Subversion mit lebenslanger Haft 

sowie die Anstiftung zu diesen Akten 

mit mindestens sieben Jahren Haft zu 

bestrafen. Der Verrat von Staatsge­

heimnissen soll mit 14 Jahren, der An­

schluss an ausländische politische Or­

ganisationen mit sieben Jahren Haft 

geahndet werden.

Kritiker argumentieren zunächst gene­

rell, dass Hongkong, nachdem es fünf 

Jahre lang ohne Anti-Subversions-Ge­

setze ausgekommen sei, auch künf­

tig keine solchen brauche. Umso be-
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31 Verbreitung der Allgemein­

sprache

In Hongkong weitet sich der Ge­

brauch des Hochchinesischen, der sog. 

Allgemeinsprache (putonghua), immer 

mehr aus. Dies liegt offensichtlich im 

Interesse der Hongkonger Regierung. 

Hatte diese bereits im vergangenen 

Jahr einen Putonghua-Tag angesetzt, 

so rief sie in diesem Jahr gleich einen 

ganzen Putonghua-Monat aus. Er soll 

von Mitte September bis Mitte Ok­

tober dauern. Während dieser Zeit 

wird der Gebrauch von Putonghua 

propagiert und durch verschiedene öf­

fentliche Aktivitäten gefördert. Hong­

konger Geschäfte z.B. beteiligen sich 

an einem Einkaufs- und Geschäftspro­

jekt, indem sie Rabatte an Kunden ge­

ben, die beim Einkäufen Putonghua 

benutzen. Bekannte Popstars warben 

in Einkaufszentren und auf den Stra­

ßen für Putonghua. Banken wie die 

Hongkong and Shanghai Banking Cor­

poration wiesen ihr Personal an, die 

Kunden in Putonghua zu begrüßen. 

Auch Rundfunk und Fernsehen taten 

das ihre, um die Allgemeinsprache zu 

verbreiten.

Noch vor einigen Jahren sprach die 

Hongkonger Bevölkerung ausschließ­

lich Kantonesisch oder Englisch, aber 

kein Hochchinesisch. Doch seit dem 

Souveränitätswechsel findet Letzteres 

zunehmend Verbreitung. Der Grund 

liegt darin, dass die Hongkonger nicht 

mehr nur mit der Guangdonger Be­

völkerung zu tun haben, sondern ver­

mehrt mit Menschen in anderen Pro­

vinzen und Regionen Verbindung auf­

nehmen, sei es im Geschäftsleben, in 

Verwaltung, Bildungswesen oder Wis­

senschaft. Seit 1998 ist Putonghua 

in den Hongkonger Schulen Pflicht­

fach. Die Ansicht, dass Putonghua für 

die berufliche Karriere unerlässlich ist, 

setzt sich unter jungen Menschen im­

mer mehr durch, denn die begrenzten 

Jobchancen in Hongkong bieten der 

Jugend wenig Aussichten. Die nächste 

Generation kann ihre Berufsaussich­

ten deutlich verbessern, so die allge­

meine Auffassung, wenn sie Putong­

hua beherrscht und damit flexibler 

einzusetzen wäre, sei es auf dem Fest­

land oder anderswo.

Die Putonghua-Frage scheint sich zu 

einem neuen Sprachenstreit zu ent­

wickeln. In den ersten Jahren nach 

dem Souveränitätswechsel 1997 ging 

der Streit darum, ob an den Schulen 

Kantonesisch oder Englisch unterrich­

tet werden sollte. Die Regierung setz­

te gegen den Protest der meisten El­

tern durch, dass mit wenigen Ausnah­

men der Unterricht in der Mutterspra­

che, also in Kantonesisch zu erteilen 

ist (vgl. C.a., 1999/11, Ü 29). Kaum 

hat sich dieser Streit beruhigt, bahnt 

sich nun abermals ein Sprachenstreit 

an, dieses Mal geht es um Kantone­

sisch oder Hochchinesisch. Während 

für die einen das Kantonesische eine 

Frage der Hongkonger Identität ist, se­

hen die anderen im Hochchinesischen 

eine Voraussetzung für das künftige 

wirtschaftliche Überleben Hongkongs. 

Die Jugend müsse gute Sprachkennt­

nisse in Hochchinesisch und Englisch 

haben; nur dann hätte sie die Freiheit, 

Tätigkeiten auf anderen Arbeitsmärk­

ten aufzunehmen.

Der Hongkonger Putonghua-Monat 

wird nach festlandchinesischem Vor­

bild veranstaltet. Auf dem Festland 

gibt es seit 1998 jeweils in der drit­

ten Septemberwoche eine Putonghua- 

Woche. Die Zentralregierung möchte 

das Ziel des landesweiten Gebrauchs 

von Putonghua bis zum Jahr 2010 er­

reichen. Während dieses Ziel in den 

Städten weitgehend schon jetzt ver­

wirklicht ist, macht die Verbreitung 

des Putonghua in den ländlichen Ge­

bieten, vor allem in den Minderheiten­

gebieten große Schwierigkeiten. Nicht 

zuletzt in Hongkongs Nachbarprovinz 

Guangdong wird in den letzten Jah­

ren wieder stärker auf das Kantone­

sische zurückgegriffen. Dies wird es 

den Hongkongern nicht erleichtern, 

sich des Putonghua zu bedienen. Zu­

dem ist zu berücksichtigen, dass Pu­

tonghua für die Hongkonger Bevöl­

kerung eine Fremdsprache ist. Nach­

dem man an zuvor englischsprachi­

gen Schulen aus pädagogischen Grün­

den gerade erst zum muttersprachigen 

Unterricht übergegangen ist, weil der 

Lerneffekt in der Muttersprache bes­

ser ist, sollte man nicht schon wie­

der einen Wechsel der Unterrichtsspra­

che vornehmen. Über die Sprachenfra­

ge wird in Hongkong wohl noch län­

ger gestritten werden. (Vgl. XNA, HK, 

16.9.02 u. XNA, VRCh, 13.9.02; The 

Straits Times, 2.9.02) -st-

32 Geringerer Einfluss der eng­

lischsprachigen Zeitungen

Der Einfluss der englischsprachigen 

Zeitungen in Hongkong geht immer 

mehr zurück. Die beiden wichtigs­

ten englischsprachigen Zeitungen der 

SVR, die South China Morning Post 

(SCMP) und The Standard, sind ge­

zwungen, sich umzuorientieren und 

herauszufinden, welche Rolle sie künf­

tig noch spielen können. Die vor rund 

100 Jahren gegründete SCMP war 

es gewohnt, vor 1997 als Sprachrohr 

der britischen Kolonialregierung zu 

fungieren. Heute zieht es die Hong­

konger Regierung vor, die chinesisch­

sprachigen Medien als Sprachrohr zu 

benutzen, denn schließlich liest die 

Mehrheit der Bevölkerung die chinesi­

schen Zeitungen. Die englischsprachi­

gen Zeitungen werden praktisch nur 

von den in Hongkong lebenden Aus­

ländern (den sog. expatriates) gele­

sen. Die Frage ist allerdings, inwie­

weit die Ausländer an lokalen Nach­

richten interessiert sind. The Stand­

ard hat sich vor drei Monaten um­

orientiert, indem er den Wechsel von 

einer allgemeinen Zeitung zu einem 

Wirtschafts- und Sportblatt vollzogen 

hat. Auch die SCMP ist dabei, sich 

neu zu organisieren, zumal sie in den 

letzten Monaten mehrere ihrer besten 

Journalisten verloren hat (vgl. C.a., 

2002/4, Ü 39). Das Blatt hat zuneh­

mend Schwierigkeiten, in der politi­

schen Berichterstattung seine Unab­

hängigkeit zu wahren. Kritische Be­

richte sind kaum noch möglich. Im Üb­

rigen ist Hongkong als Standort für die 

Berichterstattung über die Politik in 

China längst von Beijing abgelöst wor­

den. So bleibt die Frage, ob auch die 

SCMP sich künftig mehr auf die we­

niger sensitive Wirtschaftssparte kon­

zentrieren und sich aus der politischen 

Berichterstattung zurückziehen wird. 

(Vgl. The Straits Times, 1.9.02) -st-

SVR Macau

33 Regierungschef Edmund Ho 

besucht Mosambik

Macaus Regierungschef Edmund Ho 

hielt sich vom 21. bis 26. September 

zu einem offiziellen Besuch in der Re­




